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Anlass und Gang der Untersuchung

Das Akteneinsichtsrecht des Verteidigers zählt zu den bekanntesten und mit am
häufigsten geltend gemachten Rechten in einem Strafverfahren. Das erste An-
schreiben eines mandatierten Verteidigers an eine Strafverfolgungsbehörde oder
ein Gericht enthält neben der Verteidigungsanzeige regelmäßig den Antrag auf
Gewährung von Akteneinsicht.1 Der Staatsanwaltschaft oder dem Gericht eine
schriftliche Sacheinlassung des Beschuldigten zu übermitteln oder eine eigene
Verteidigererklärung zur Sache abzugeben,2 ohne zuvor die Akten eingesehen zu
haben, wird als grober anwaltlicher Kunstfehler erachtet; zumindest bis zur Ein-
sichtnahme der Akten hat man zum Tatvorwurf zu schweigen.3 Den Antrag,
Akteneinsicht zu gewähren, wird der Verteidiger nicht jedes Mal von Grund auf
neu formulieren. Er macht hiervon derart oft Gebrauch, sodass er zumindest für
einen solchen Antrag einen vorformulierten Text bereithalten wird. Es brauchen
nur noch die fallspezifischen Daten eingefügt zu werden und das Akteneinsichts-
gesuch kann versendet werden.

Das Akteneinsichtsrecht wurde dem Verteidiger bereits in der am 1. Oktober
1879 in Kraft getretenen Reichsstrafprozessordnung zuerkannt. Seither ist es in
§ 147 (Reichs-)Strafprozessordnung normiert. Prima facie könnte man durchaus
vermuten, dass bei einem solange gesetzlich fest verankerten und praxisrelevan-
ten Recht kaum noch rechtliche Meinungsverschiedenheiten zu verzeichnen sind.
§ 147 Abs. 1 StPO regelt schließlich „nur“ das Recht, zu Verteidigungszwecken
die Akten einzusehen und Beweisstücke zu besichtigen. In einem Kriminalro-
man, Justizdrama oder beispielsweise einer Gerichtsserie werden oftmals ver-
schiedenste Fragestellungen aus dem Strafverfahrensrecht aufgegriffen – die Ak-
teneinsicht bestimmt das Narrativ hingegen regelmäßig nicht.

Tatsächlich verhält es sich in der Rechtswissenschaft und der strafrechtlichen
Praxis anders. Jahn kommentiert zu § 147 StPO in der aktuellen Auflage des

1 Siehe etwa die Musterschreiben bei Bosbach/Ackermann/Caba, Verteidigung im Ermitt-
lungsverfahren, Rn. 148 ff.

2 Siehe hierzu Burhoff, Handbuch Ermittlungsverfahren, Rn. 2039 f.; Junker/Armata-
ge/Armatage, Strafverteidigung, Rn. 129 ff.

3 Klemke/Elbs, Strafverteidigung, Rn. 443, 494; Junker/Armatage/Armatage, Strafvertei-
digung, Rn. 73; Hamm StV 1982, 490, 494 f.; siehe auch Müller/Schlothauer/Knauer/Schlo-
thauer, MAH, § 3, Rn. 10; Barton, Strafverteidigung, § 9, Rn. 137; so grds. auch Burhoff,
Handbuch Ermittlungsverfahren, Rn. 236 f., 2019; Bosbach/Ackermann/Caba, Verteidigung
im Ermittlungsverfahren, Rn. 137 ff., 170 f.
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Löwe-Rosenberg, eine Akte müsse vollständig und wahrheitsgetreu sein.4 Dieses
Aktenvollständigkeitsgebot sei „Essentialia für das Akteneinsichtsrecht“,5 wel-
ches nach Jahn jedoch nicht nur zu den „wichtigsten, sondern leider auch in der
Praxis am häufigsten ignorierten Prinzipien des Strafverfahrensrechts“6 zählt.
Angesichts der (praktischen) Bedeutung des Akteneinsichtsrechts sowie des Um-
standes, dass dieses Recht bereits seit Inkrafttreten der Reichsstrafprozessord-
nung normiert ist, müsste man eigentlich mit folgender Kommentierung rechnen:
„§ 147 StPO gehört nicht nur zu den wichtigen (oder vielleicht auch: wichtigsten),
sondern auch zu den dogmatisch und in der Praxis am wenigsten Probleme be-
reitenden Rechten.“

Natürlich bringt jede Norm gewisse Auslegungsfragen mit sich. Beschäftigt
man sich näher mit § 147 StPO, wird man jedoch mit einer kaum zu überblicken-
den Kasuistik konfrontiert. Man erkennt schnell, dass das Akteneinsichtsrecht
des Verteidigers alles andere als eindeutig geregelt, geschweige denn wissen-
schaftlich geklärt ist. Gerichtlichen Entscheidungen lässt sich unschwer entneh-
men, dass die Staatsanwaltschaft regelmäßig nicht alles von dem angesammelten
Ermittlungsmaterial an die Verteidiger und an das Gericht preisgibt bzw. preis-
zugeben bereit ist; die Verteidiger rügen dementsprechend häufig, die Akten seien
unvollständig zur Verfügung gestellt worden oder die Sichtung des Ermittlungs-
materials sei unter unbefriedigenden Bedingungen – wie etwa die behördlicher-
seits angeordnete Vorgabe, das Ermittlungsmaterial ausschließlich in den Dienst-
räumen der Strafverfolgungsbehörden zu sichten – gewährt worden.7 Auch
kommt es vor, dass das Gericht die Staatsanwaltschaft im Laufe des Hauptver-
fahrens zur Übersendung bislang nicht vorliegender Aktenauszüge auffordert.8

Unklar ist noch heute bereits eine sehr grundsätzliche Frage, nämlich dieje-
nige, welche der im Laufe eines Ermittlungsverfahrens angesammelten Infor-
mationsträger die Staatsanwaltschaft dem Gericht mit der Anklageerhebung
gem. § 199 Abs. 2 S. 2 StPO vorzulegen hat. Ebenfalls ist bislang nicht geklärt,
welcher Umfang des angesammelten Ermittlungsmaterials dem Einsichtsrecht
des Verteidigers unterliegt. Probleme bereitet insbesondere der in § 199 Abs. 2 S. 2
StPO und § 147 StPO normierte Begriff „Akten“.

Strafverfolgungsbehörden ermitteln im Rahmen des Ermittlungsverfahrens in
verschiedene Richtungen. Sie sollen schließlich den Sachverhalt erforschen, § 160
Abs. 1 StPO. Hierzu gehört es, etwaige sich auftuende Anhaltspunkte oder „Spu-
ren“ zu überprüfen. Kommen die Strafverfolgungsbehörden im Ermittlungsver-
lauf zu dem Ergebnis, dass bestimmte „Spuren“ für das Ermittlungsverfahren

4 LR-StPO/Jahn, Bd. 4/2, § 147, Rn. 3 m. w. N.
5 LR-StPO/Jahn, Bd. 4/2, § 147, Rn. 3, mit Verweis auf Wohlers/Schlegel NStZ 2010, 486,

487.
6 LR-StPO/Jahn, Bd. 4/2, § 147, Rn. 3 m. w. N.
7 Vgl. etwa die dargestellten Verfahrensabläufe bei BGHSt 30, 131, 133 ff., BGH StV 2010,

228, 229 m. Anm. Stuckenberg, und KG StV 2018, 75, 75.
8 Siehe bspw. LG Hannover StV 2015, 683, 684.
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mangels Mehrgewinns für die Sachverhaltserforschung nicht weiter zu beachten
sind bzw. ihnen nicht weiter nachgegangen werden muss, handelte es sich aus
ihrer Sicht um „erfolglose“ Ermittlungshandlungen; derartige Vorgänge werden
als sog. Spurenakten bezeichnet.9 Über die Einordnung dieser Vorgänge im Kon-
text der §§ 147, 199 Abs. 2 S. 2 StPO wird seit vielen Jahrzehnten diskutiert. Auch
eine grundlegende Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts aus dem Jahr
1983, nach der es keinen verfassungsrechtlichen Bedenken begegnet, derartige
Vorgänge grundsätzlich vom Aktenbegriff auszunehmen,10 konnte keine Ruhe in
die Kontroverse um den Aktenbegriff einkehren lassen.

Ebenso kann es vorkommen, dass die Staatsanwaltschaft im Laufe eines Er-
mittlungsverfahrens bestimmte Informationsträger erlangt, denen bereits von
Beginn an aus Sicht der Staatsanwaltschaft keine Verfahrensrelevanz zukommt.
In diesem Fall würde es sich nicht um klassische Spurenakten im vorbenannten
Sinne, sondern schlicht um Informationsmaterial handeln, das sich im Laufe
eines Ermittlungsverfahrens bei der Staatsanwaltschaft angesammelt hat, von ihr
jedoch als bedeutungslos angesehen wird. Ob es sich bei den sog. Spurenakten um
Aktenbestandteile handelt, ist mithin nicht die einzig ungeklärte Frage, sondern
repräsentiert als das i. R. v. § 147 StPO wohl prominenteste Rechtsproblem le-
diglich die Frage, ob und inwieweit die Staatsanwaltschaft das Recht oder sogar
die Pflicht hat, das angesammelte Ermittlungsmaterial nach – aus ihrer Sicht –
verfahrensrelevanten und verfahrensirrelevanten Vorgängen zu sortieren.

Innerhalb der Meinungsvielfalt zum strafprozessualen Aktenbegriff und dem
Vorlage-/Einsichtsumfang geht es aber nicht nur darum, ob die Staatsanwalt-
schaft eine solche Aussonderungshandhabe von aus ihrer Sicht verfahrensirre-
levanten Vorgängen hat. Selbst über die Frage, welches von dem als verfahrens-
relevant erachteten Informationsmaterial dem Gericht vorzulegen und der Ein-
sichtnahme des Verteidigers zugänglich zu machen ist, besteht keine Einigkeit.
Wird ein Ermittlungsverfahren beispielsweise gegen mehrere Beschuldigte ge-
führt, stellt sich die Frage, ob der Verteidiger des einen Beschuldigten auch die
Vorgänge einsehen kann, die vordergründig den anderweitig verfolgten Beschul-
digten betreffen. Hier ist fraglich, ob der gesamte Ermittlungsverlauf betreffend
beide Beschuldigte in einer Akte abzulegen ist, in die beide Verteidiger jeweils
einsehen können oder ob für jeden Beschuldigten gesondert eine Akte zu führen
ist, sodass die Verteidiger lediglich die für ihren Mandanten angelegten Akten
einsehen dürfen. Die Spurenakten-Problematik greift also die viel weitreichen-
dere Frage auf: Wodurch wird der vorzulegende und einzusehende Aktenumfang
grundsätzlich begrenzt? Wird er beispielsweise personell durch die Identität eines
Beschuldigten begrenzt, was den wesentlichen Ansatz des sog. formellen Akten-
begriffs darstellt,11 ist dem Gericht bei der jeweiligen Anklageerhebung nur das-

9 LR-StPO/Jahn, Bd. 4/2, § 147, Rn. 36 m. w. N.
10 BVerfGE 63, 45, 59 ff.
11 Grundlegend BGHSt 30, 131, 138 f.
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jenige Ermittlungsmaterial vorzulegen, das sich konkret auf den jeweils Ange-
schuldigten bezieht. Das Einsichtsrecht des Verteidigers könnte sich demgemäß
ebenfalls nur auf dasjenige Informationsmaterial beziehen, dass den jeweiligen
Mandanten konkret betrifft. Demgegenüber wird im Kontext von § 147 StPO
auch ein materieller Aktenbegriff vertreten, nach dem das gesamte Ermittlungs-
material vorzulegen ist, welches im Rahmen der Ermittlungen einer prozessualen
Tat angefallen ist.12 Denkbar ist auch, den Aktenbegriff noch enger oder noch
weiter zu verstehen. Den Umfang der Aktenvorlagepflicht nach Maßgabe von
§ 199 Abs. 2 S. 2 StPO könnte man auch unabhängig vom Umfang des Einsichts-
rechts gem. § 147 StPO beurteilen; die Aktenbegriffe in den beiden Vorschriften
könnten mithin gespalten/divergent auszulegen sein.

Selbst wenn man sich für einen der vertretenen Aktenbegriffe, wie etwa den
formellen oder den materiellen Ansatz, entscheidet, bleibt die Lösung vieler Fall-
gestaltungen dennoch schwierig. Problematisch scheint bei der Zugrundelegung
des formellen Aktenbegriffs insbesondere die Abgrenzung, wann sich ein Infor-
mationsträger auf einen Beschuldigten nicht mehr i. S. d. formellen Aktenbegriffs
bezieht. Ein Zeuge entlastet beispielsweise lediglich einen von zwei Beschuldig-
ten. Der Zeuge gibt dabei an, zu dem weiteren Beschuldigten tatsächlich keine
Angaben machen zu können. In der Folge wird das Verfahren gegen den von der
Zeugenaussage entlasteten Beschuldigten gem. § 170 Abs. 2 StPO eingestellt. Ge-
gen den anderen Beschuldigten wird Anklage erhoben und das Hauptverfahren
eröffnet. Inwieweit betrifft die protokollierte Zeugenaussage den Angeklagten?
Man könnte auf dem Boden des formellen Aktenbegriffs der Auffassung sein, die
Zeugenaussage betreffe den Angeklagten nicht oder nicht konkret. Ebenso wird
man einen ausreichenden Zusammenhang zu dem Angeklagten bzw. seinem
Strafverfahren aber auch annehmen können. Wie wäre es, wenn der Angeklagte
belegen könnte, dass die entlastenden Angaben des Zeugen bewusst wahrheits-
widrig gemacht worden sind, um den Verdacht gegen den vormals Mitbeschul-
digten abzuschwächen oder gegen den Angeklagten zu erhärten?

Es sind viele weitere Fallgestaltungen denkbar. Beispielsweise könnte ein Er-
mittlungsverfahren gegen einen von drei Beschuldigten gem. § 154 Abs. 1 StPO
eingestellt worden sein. Gegen die weiteren Beschuldigten wird das Hauptver-
fahren eröffnet. Gibt es bei der Zugrundelegung des formellen Aktenbegriffs
Konstellationen, in denen die Verteidiger der beiden Angeklagten ein Aktenein-
sichtsrecht bezüglich desjenigen Strafverfahrens des ehemals Mitbeschuldigten
haben, welches Anlass für die Verfahrenseinstellung war?

Auch kann es vorkommen, dass bei der Erforschung einer prozessualen Tat
gegen mehrere Beschuldigte ermittelt wird, die Verfahren im weiteren Verlauf
jedoch aus verschiedensten Gründen getrennt werden. Welches Ermittlungsma-
terial ist auf dem Boden des materiellen Aktenbegriffs in den jeweiligen Straf-
verfahren vorzulegen und inwieweit ist den jeweiligen Verteidigern Einsicht zu

12 SK-StPO/Wohlers, Bd. 3, § 147, Rn. 27 m. w. N.
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gewähren? In diesen und vielen anderen Fällen lässt sich eine eindeutige Antwort
auch bei der Hinzuziehung von Kommentarliteratur nicht finden.13

Unterschiedliche Antworten erhält man auch, wenn man Juristen aus der
Praxis fragt, ob konkrete, behördlicherseits angelegte Vorgänge als einzusehende
Aktenbestandteile anzusehen sind. Nach der Auffassung mancher Praktiker stel-
len bestimmte Vorgänge Akten dar, in die Einsicht genommen werden kann.
Andere entgegnen, es handelt sich um verfahrensfremde Akten; man kann diese
Akten jedoch beiziehen lassen, jedenfalls, wenn man eine überzeugende Begrün-
dung liefert. Wieder andere lehnen eine solche Möglichkeit grundsätzlich ab. Was
von dem Ermittlungsmaterial verfahrensrelevant ist, entscheidet zunächst
schließlich die Staatsanwaltschaft; das Gericht kann im Rahmen seiner Amtser-
mittlungspflicht lediglich im Einzelfall Akten beiziehen. Nicht selten macht sich
eine gewisse Unsicherheit bemerkbar, spätestens, wenn man nach einer rechtli-
chen Begründung für die jeweils vertretene Rechtsauffassung fragt.

Die Unklarheit in Rechtswissenschaft und Rechtspraxis basiert auf der in
weiten Teilen unklar gefassten Vorschrift des § 147 StPO. Sie besteht (in der gel-
tenden Fassung) aus sechs Absätzen. § 147 Abs. 1 StPO bezieht sich hinsichtlich
der einzusehenden Akten im Wortlaut auf diejenigen, die dem Gericht vorliegen
oder diesem vorzulegen wären. Amtlich verwahrte Beweisstücke können nach
§ 147 Abs. 1 StPO besichtigt werden. Aus § 147 Abs. 2 S. 1 StPO folgt, dass das
Einsichtsrecht während des Ermittlungsverfahrens eingeschränkt besteht; nach
§ 147 Abs. 2 S. 2 StPO sind dem Verteidiger bei vollzogener, oder im Falle der
vorläufigen Festnahme jedenfalls beantragter, Untersuchungshaft die wesentli-
chen Informationen zugänglich zu machen. Absatz 3 benennt konkretes Infor-
mationsmaterial, dessen Einsicht dem Verteidiger in keiner Verfahrenslage ver-
sagt werden kann. Der vierte Absatz regelt das Akteneinsichts- und Beweisstück-
besichtigungsrecht des verteidigerlosen Beschuldigten. § 147 Abs. 5 StPO legt die
Zuständigkeit über die Entscheidung von Akteneinsichtsgesuchen fest und eröff-
net die Möglichkeit, unter den dort genannten Voraussetzungen gerichtliche Ent-
scheidung zu beantragen. Zuletzt normiert der sechste Absatz, dass eine Anord-
nung über die Versagung von Akteneinsicht spätestens mit Ermittlungsabschluss
aufgehoben wird und dem Betroffenen Mitteilung zu machen ist, sobald das
Einsichtsrecht uneingeschränkt besteht.

Der dritte, fünfte und sechste Absatz ist jeweils relativ klar formuliert. Ähn-
liches gilt für § 147 Abs. 2 S. 1 StPO. Anders verhält es sich mit den übrigen
Regelungen. Der erste Absatz lässt nicht eindeutig erkennen, was die einzuse-
henden Akten darstellen. Auch bleibt unklar, was unter den dort normierten
Begriff des Beweisstücks im Einzelfall zu subsumieren ist. Entsprechend verhält
es sich mit den Rechten des verteidigerlosen Beschuldigten aus § 147 Abs. 4 StPO.
Um die Frage zu beantworten, welche Akten von § 147 Abs. 1, 4 StPO überhaupt
umfasst sind, bedarf es jedenfalls nach dem Wortlaut der Norm der Ergründung,

13 Vgl. zu diesem Themenkomplex etwa LR-StPO/Jahn, Bd. 4/2, § 147, Rn. 58 ff. m. w. N.
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was zu den Akten zählt, die dem Gericht vorliegen oder diesem vorzulegen wä-
ren. § 147 Abs. 2 S. 1 StPO ist zwar relativ eindeutig gefasst; was soll aber zu den
„wesentlichen Informationen“ i. S. v. § 147 Abs. 2 S. 2 Hs. 1 StPO zählen? Die
eindeutiger formulierten Absätze sorgen für weniger, die übrigen für mehr Dis-
kussion in Rechtswissenschaft und Rechtsprechung.

In mehreren Monographien hat man sich mit dem Aktenbegriff und dem
Einsichtsrecht in die Akten beschäftigt. Der Relevanz des Akteneinsichtsrechts
geschuldet gibt es zudem eine Vielzahl an wissenschaftlichen Beiträgen, die sich
mit diesem Themenkomplex auseinandergesetzt haben bzw. bis heute auseinan-
dersetzen. Die wesentlichen Rechtsfragen konnten in Rechtswissenschaft und
Rechtsprechung hierdurch jedoch nicht hinreichend geklärt werden.

Das Problem besteht nämlich offenbar darin, dass die verschiedenen Mei-
nungslager ihre Standpunkte oftmals mit der Reichweite des rechtlichen Gehörs
und des Fairness- bzw. Waffengleichheitsgebotes begründen, über die jedoch in
ähnlicher Weise Uneinigkeit besteht – jedenfalls im Zusammenhang mit hieraus
abgeleiteten Informationsrechten. In der Diskussion um den Aktenbegriff und
die Reichweite des Einsichtsrechts werden von den verschiedenen Meinungsla-
gern grundlegende Rechtsfragen aufgegriffen, die in spezielle Fragestellungen i.
R. v. § 147 StPO münden. Oftmals geht es um den Gesichtspunkt der Verfahrens-
fairness bzw. die Pflicht zur Herstellung von „Waffengleichheit“. Was „Waffen-
gleichheit“ zwischen Verteidigung und Staatsanwaltschaft grundsätzlich meint
und wann speziell das Akteneinsichtsrecht als in diesem Sinne „waffengleich“
ausgestaltet anzusehen ist, ist jedoch nicht minder fraglich. Ein weites Aktenbe-
griffsverständnis wird regelmäßig mit entsprechend ausgeprägten verfassungs-
und konventionsrechtlichen Gewährleistungen begründet; die Zugrundelegung
eines engeren Ansatzes ist umgekehrt regelmäßig Folge eines entsprechend re-
striktiven Verständnisses vom Verfassungs- und Konventionsrecht. Es bedarf
deshalb der Klärung, zu welchen Rechtsfolgen die immer wieder im Kontext von
§ 147 StPO beschworenen Gewährleistungen aus der Verfassung und der
EMRK14 führen.

Der Diskussionsstand wirft weitere grundlegende Fragen auf. Zu klären ist
beispielsweise, ob überhaupt ein anzuerkennendes Bedürfnis der Verteidigung
besteht, sämtliche Vorgänge, die mit einem Strafverfahren in irgendeiner Hin-
sicht inhaltlich zusammenhängen bzw. verbunden sind, vorgelegt zu bekommen
bzw. zu sichten. Diese Frage zu klären, erfordert, die Funktion von § 147 StPO zu
bestimmen. Da § 147 StPO Verteidigungszwecken dient, geht es bei der Suche
nach dem (geltenden) Aktenbegriff auch darum, welche Stellung dem Verteidiger
im Strafverfahren generell zukommt.

14 Siehe etwa Jörke, Akteneinsicht, S. 33 ff., 47 ff.; M. Kuhn, Akteneinsicht Strafverfol-
gungsinteresse, S. 58; Bahnsen, Akteneinsichtsrecht, S. 52, 55; Gröger, Akteneinsichtsrecht,
S. 65 ff.; Wohlers/Schlegel NStZ 2010, 486, 491; Fetzer StV 1991, 142, 142.
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Auch wirft die Suche nach dem (geltenden) Aktenbegriff die Frage auf, ob das
Gericht sich per se mit dem gesamten Ermittlungsmaterial der Staatsanwalt-
schaft auseinanderzusetzen hat. Schließlich gilt die Staatsanwaltschaft als „Her-
rin des Ermittlungsverfahrens“.15 Zudem entscheidet sie darüber, welche Taten
im Falle der Verfahrenseröffnung der gerichtlichen Aufklärung überhaupt un-
terliegen, §§ 155 Abs. 1, 264 Abs. 1 StPO. Dies hat den BGH in einer grundlegen-
den Entscheidung zu der Annahme veranlasst, dass es der Staatsanwaltschaft
obliegt, welches Ermittlungsmaterial sie dem Gericht – und unter Hinweis auf
den Wortlaut von § 147 Abs. 1 StPO auch der Verteidigung – zur Verfügung
stellt.16 „So wie es von Gesetzes wegen ,Sache des Klägers ist, für jeden Prozeß
den Prozeßgegenstand zu bestimmen, indem er ihn in der Klage namhaft macht‘
[…], so ist es seine damit im Zusammenhang stehende Aufgabe, die Frage zu
prüfen und eigenverantwortlich zu entscheiden, welche Akten er neben denjeni-
gen, die auf Grund des Verfahrens und seines Prozeßgegenstands entstanden
sind, als Beiakten vorzulegen hat.“17

Die Staatsanwaltschaft ist Anklagebehörde, § 152 Abs. 1 StPO. Der erste
Strafsenat hat die Staatsanwaltschaft in der vorerwähnten Entscheidung aus dem
Jahr 1981 jedoch mehr oder minder mit einem Kläger im Zivilprozess gleichge-
setzt. Der Begründung könnte man entgegenhalten, dass sie der Staatsanwalt-
schaft eine Parteienrolle beimisst, die nicht dem geltenden Strafprozessrecht ent-
spricht. Verteidiger und Staatsanwaltschaft stehen sich nach dem deutschen Ver-
fahrensmodell nicht als Parteien entsprechend dem anglo-amerikanischen
Rechtssystem gegenüber. Möchte man ein weiter reichendes Akteneinsichtsrecht
auf den Aspekt des Waffengleichheitsgebots stützen,18 könnte man ebenfalls ein-
wenden, dass der Staatsanwaltschaft hierdurch eine Parteienrolle zugeschrieben
wird, die nicht dem geltenden Verfahrensrecht entspricht.19 Ohne tiefgründige
Analyse der Stellung der Staatsanwaltschaft und der hiermit einhergehenden
Folgen, scheint die Stellung der Staatsanwaltschaft im Kontext von § 147 StPO
als ein argumentatives „Versatzstück“.

Aber auch der Umfang der Kognitionspflicht scheint näher in den Blick ge-
nommen werden zu müssen. Diese vollzieht sich schließlich unabhängig von der
Staatsanwaltschaft, § 155 Abs. 2 StPO. Andererseits wird die gerichtliche Unter-
suchungspflicht auf den in der Anklage bezeichneten Geschehensablauf und den
Beschuldigten begrenzt, § 155 Abs. 1 StPO. Auch § 155 StPO lässt sich demnach
sowohl für einen engeren als auch für einen weiteren Aktenbegriff anführen, je
nachdem, auf welchen der Absätze man die Betonung legt.

Ähnlich verhält es sich mit dem im Zusammenhang von § 147 StPO immer
wieder aufgegriffenen Grundsatz der Aktenvollständigkeit. Er scheint weitge-

15 Siehe zu diesem weit verbreiteten Begriff nur LR-StPO/Mavany, Bd. 5/1, § 152, Rn. 2.
16 BGHSt 30, 131, 138 f.
17 BGHSt 30, 131, 139.
18 Siehe etwa Wohlers/Schlegel NStZ 2010, 486, 487, 489.
19 Vgl. zu solchen Gedankenspielen etwa Gaede HRRS 2004, 44, 51.
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hend anerkannt zu sein.20 Ob das Prädikat einer Aktenvollständigkeit voraus-
setzt, dass die vorzulegenden/einzusehenden Akten buchstäblich vollständig
etwa das betreffende Ermittlungsverfahren wiederspiegeln oder hieraus – die
Existenz eines solches Rechtsgrundsatzes unterstellt – lediglich abzuleiten ist,
dass die vorzulegenden/einzusehenden Akten diejenigen Ermittlungsvorgänge
vollständig darstellen, die die Staatsanwaltschaft als für das Aktenstudium er-
forderlich erachtet, kann auf den ersten Blick ebenfalls nicht beantwortet wer-
den.21 Es scheint wiederum davon abzuhängen, welche Verfügungsmacht man
der Staatsanwaltschaft hinsichtlich des Ermittlungsstoffes einräumen möchte.
All dies macht es erforderlich, auch die Stellung der Staatsanwaltschaft zu un-
tersuchen und anschließend herauszuarbeiten, welche Folgen dies für den Um-
fang der Aktenvorlagepflicht gem. § 199 Abs. 2 S. 2 und das Akteneinsichtsrecht
gem. § 147 StPO hat.

Im Kern läuft die Diskussion um den Aktenbegriff oder die Reichweite des
Einsichtsrechts oftmals also auf die grundlegende Frage hinaus, ob bzw. inwie-
weit die Staatsanwaltschaft das angesammelte Ermittlungsmaterial zur Vorlage
an das Gericht bzw. der Gewährung von Einsicht an den Verteidiger selektieren
darf oder sogar muss. Neben der Frage eines solchen Aussonderungsrechts ist
klärungsbedürftig, inwieweit die Bedingungen, unter denen die Verteidiger das
Informationsmaterial studieren, denjenigen der Staatsanwaltschaft entsprechen
müssen.

Letzteres wird insbesondere bei digitalen Informationsträgern relevant.
Die Begeisterung für das Thema der vorliegenden Arbeit wurde während eines

außeruniversitären Praktikums geweckt. Ein Strafverteidiger antwortete mir auf
meine Frage, ob Telekommunikationsüberwachungsaufzeichnungen (TKÜ-
Aufzeichnungen) einzusehende Akten seien, sinngemäß: „Meiner Meinung nach
eindeutig ,ja‘.“ Ich berichtete ihm von einer Entscheidung, nach der der Vertei-
diger die TKÜ-Aufzeichnungen lediglich in den Diensträumen der Strafverfol-
gungsbehörden anhören kann, und fragte deshalb weiter, welche Akten man in
die Kanzlei übersendet bekommt und welche man lediglich in den Diensträumen
durchsehen kann. Er antwortete hierauf sinngemäß: „Einem Verteidiger müssen
die Akten generell übersandt werden, zumindest als Kopie. Das gilt beispiels-
weise auch für TKÜ-Aufzeichnungen. Ob einem Verteidiger dieses Recht zuge-
standen wird, hängt in der Praxis jedoch davon ab, in welchem Bundesland man
Akteneinsicht beantragt. Die Einsicht in TKÜ-Aufzeichnungen wird bundesweit
unterschiedlich gehandhabt.“ Auf weitere Nachfrage von mir, wie das sein kann,
dass eine solch grundsätzliche und zugleich praxisrelevante Rechtsfrage in der
Praxis uneinheitlich gelöst wird, entgegnete er mir sinngemäß: „Für die Einsicht
in Akten müssen Sie in der Praxis manchmal viel Aufwand betreiben. Dabei gibt

20 Siehe bspw. BGH NStZ 2014, 277, 281; SSW-StPO/Beulke, § 147, Rn. 18; Graf-
StPO/Wessing, § 147, Rn. 17.

21 Siehe einerseits etwa MüKo-StPO/Kämpfer/Travers, Bd. 1, § 147, Rn. 12 f.; andererseits
bspw. BeckOK-StPO/Wessing, § 147, Rn. 17.
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es genügend Fälle, in denen aus erst mit viel Aufwand erlangten Aktenteilen
erheblich entlastendes Ermittlungsmaterial zu Tage getreten ist. In der Praxis
läuft vieles anders, als in der Uni.“ Seine Auffassung ähnelt im Ergebnis der
eingangs dargestellten Behauptung von Jahn.

Dass Juristen unterschiedliche Rechtsauffassungen haben, ist nichts Neues.
Man gewinnt jedoch den Eindruck, Staatsanwaltschaften und Verteidiger wür-
den häufig darum „ringen“, welcher Umfang des Informationsmaterials unter
welchen Bedingungen zur Verfügung gestellt wird.

Der Verteidiger beantragt während des Ermittlungsverfahrens bei der Staats-
anwaltschaft Akteneinsicht. Diese wird entweder zum Teil versagt oder lediglich
unter bestimmten Rahmenbedingungen gewährt. Der Verteidiger beantragt im
Ermittlungsverfahren sodann gerichtliche Entscheidung oder beantragt nach
Verfahrenseröffnung beim Gericht erneut Akteneinsicht, wodurch seinem Anlie-
gen stattgegeben wird oder eben nicht. Gegen die gerichtliche Entscheidung legt
– je nachdem – entweder die Staatsanwaltschaft oder der Verteidiger Beschwerde
ein. Sofern eine solche für zulässig erachtet wird, bestätigt das Beschwerdegericht
sodann die vorausgegangene Entscheidung oder eben nicht. Dieser Verfahrens-
verlauf kommt in der Praxis häufiger vor, als man vielleicht denken mag, insbe-
sondere, sobald es um TKÜ-Aufzeichnungen geht.22 Die gerichtlichen Entschei-
dungen divergieren dabei mehr als in vielen anderen Bereichen des Strafprozess-
rechts, was es vergessen lassen könnte bzw. dürfte, wie lange die Vorschrift § 147
StPO existiert, wie praxisrelevant sie ist und wieviel Bedeutung ihr zukommt.

Dabei hat die praktische Relevanz der Frage, welche Akten auf welche Art
und Weise zugänglich zu machen sind, mit der zunehmenden Digitalisierung
weiter zugenommen. Zu heutiger Zeit fällt im Laufe eines Ermittlungsverfahrens
im Durchschnitt nicht nur deutlich mehr Informationsmaterial als zu früheren
Zeiten an. Auch sind die Arten der Informationsträger vielfältiger geworden.
Mittlerweile ist das Erlangen von digital gespeicherten Informationen für Straf-
verfolgungsbehörden bei weitem keine Ausnahme mehr. In zahlreichen Ermitt-
lungsverfahren werden Maßnahmen zumindest nach § 100a Abs. 1 S. 1 StPO an-
geordnet und durchgeführt, die eine Fülle an Kommunikationsdaten aufkom-
men lassen.23 Dies zeigt bereits die Sammlung an Rechtsprechung, in denen es um
das Akteneinsichtsrecht des Verteidigers in TKÜ-Aufzeichnungen geht. Inwie-
weit und unter welchen Voraussetzungen der Verteidiger sich TKÜ-Aufzeich-
nungen im Wege der Akteneinsicht anhören kann, wird in der Rechtsprechung

22 Das OLG Hamburg NStZ 2016, 695, 696, gab der Beschwerde der Staatsanwaltschaft
bspw. statt; das OLG Zweibrücken StV 2017, 437, 437 f. m. Anm. Wölky, hat die Beschwerde
der Staatsanwaltschaft als unzulässig verworfen und sah sie im Übrigen auch als unbegründet
an; die Beschwerde des Verteidigers als unzulässig verwerfend: OLG Stuttgart NStZ-RR
2013, 217; der Beschwerde der Verteidigerin stattgebend: OLG Frankfurt StV 2001, 611,
611 f.; siehe im Zshg. mit Videoaufzeichnungen auch LG Augsburg StraFo 2020, 150, 150 ff.

23 Eingehend Gercke StraFo 2014, 94, 96 f.
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völlig unterschiedlich beurteilt.24 In der StPO scheint kaum eine Rechtsfrage so
umstritten zu sein, wie die Ausgestaltung des Akteneinsichtsrechts im Fall von
TKÜ-Aufzeichnungen.

Die Brisanz der Frage, wie digitale Informationsträger i. R. v. § 147 Abs. 1
StPO einzuordnen sind, zeigt sich auch in aktuellen verfassungsgerichtlichen
Entscheidungen. Noch am 27.04.2018 gab der Verfassungsgerichtshof des Saar-
landes einer Verfassungsbeschwerde im Kontext von § 147 StPO aufgrund einer
angenommenen unzureichenden Informationsgrundlage des Verteidigers statt.25

Am 12.11.2020 hob das Bundesverfassungsgericht eine amts- und oberlandes-
gerichtliche Entscheidung auf, weil es das Recht des Verteidigers auf Informa-
tionszugang als nicht ausreichend berücksichtigt angesehen hat.26 Beide Ent-
scheidungen betrafen die Einsicht in digitales Informationsmaterial.27

Der Wandel der Zeit hat auch Eingang in die Vorschriften der StPO gefunden.
Mit Wirkung zum 1. Januar 2018 ist die elektronische Akte im Strafverfahren
eingeführt worden, die neben einer Reform von § 147 StPO zu der Einführung der
§§ 32 ff. StPO n. F. geführt hat. Unter anderem ist seither ein eigenes Aktenein-
sichts- und Beweisstückbesichtigungsrecht des verteidigerlosen Beschuldigten
normiert. Die Gelegenheit, im Gesetz selbst oder zumindest in den Gesetzesma-
terialien Klarheit betreffend die Reichweite des Aktenbegriffs und des Einsichts-
rechts zu bringen, hat der Gesetzgeber hingegen ungenutzt gelassen. Eine Defi-
nition des strafprozessualen Aktenbegriffs fehlt nach wie vor. § 32f StPO nor-
miert zwar die Form der Akteneinsichtsgewährung im Allgemeinen relativ ein-
deutig. Die Frage der Reichweite des Akteneinsichtsrechts hängt jedoch zunächst
einmal davon ab, was alles zu den Akten zählt. § 32f StPO normiert beispielsweise
nicht, wie mit digitalen Informationsträgern umzugehen ist, denen ein Beweis-
gehalt entnommen werden soll. Es fragt sich, ob es sich hierbei um Akten handelt,
in die nach Maßgabe von §§ 147 Abs. 1, 32f StPO Einsicht genommen werden
kann oder ob hiermit die in § 147 Abs. 1, 4 StPO angesprochenen Beweisstücke
gemeint sind. Fraglich ist weiter, wie sich die Besichtigung von Beweisstücken
vollzieht und wie Kopien von digitalen Informationsträgern zu behandeln sind.
In diesem Fragenkomplex verfängt die Diskussion über das „Ob“ und „Wie“ des
Akteneinsichtsrechts in TKÜ-Aufzeichnungen.

Die große Bedeutung von § 147 StPO für die Verteidigung, die noch heute
bestehende immense Uneinigkeit über die Reichweite dieses Rechts und die Ein-
führung der elektronischen Akte im Strafverfahren durch die jüngste Reform
haben mich dazu veranlasst, mich mit dem Akteneinsichtsrecht im Allgemeinen
und speziell am Beispiel der TKÜ-Aufzeichnungen vertieft auseinanderzusetzen.

24 Vgl. statt vieler OLG Celle NStZ-RR 2017, 48, 49 f. m. w. N.; OLG Saarbrücken NStZ
2019, 362, 362 ff. m. w. N.

25 VerfGH Saarland NZV 2018, 275, 278 ff.
26 BVerfG NZV 2021, 41, 44 ff. m. Anm. Krenberger.
27 VerfGH Saarland NZV 2018, 275, 279; BVerfG NZV 2021, 41, 41 f., 46 f. m. Anm.

Krenberger.
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